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Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls









 



Ort, Datum

	1. Projekt:


	

	2. Träger des Vorhabens:


	

	3. Planverfasser:


	

	4. Zuständige Behörde:

	

	5. Unterlagen:

	


Grundsätze für die Einzelfallprüfung (aus: Begründung zum Gesetzentwurf):

Die Einzelfallprüfung (EP) ist von der zuständigen Behörde durchzuführen. Es ist eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 2 des UVPG, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Sie wird durch eine behördliche Feststellung abgeschlossen. Grundlage für die EP bilden geeignete Unterlagen des Trägers des Vorhabens (TdV) und/oder eigene Informationen.

Die Feststellung ist spätestens nach Beginn eines jeden Verfahrens zu treffen, ggf. auf Antrag des TdV oder anlässlich eines Ersuchens im Sinne des § 5 UVPG. Sie erfolgt unverzüglich, um frühzeitig Klarheit über den Verfahrensweg zu schaffen.

Im Rahmen des Verfahrens unterliegt die Feststellung wie alle Verfahrensschritte ggf. gesetzlichen Fristen über die Verfahrensdauer.

Das Ergebnis: UVP entfällt, ist bekannt zugeben. Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.
6. Kriterien für die Vorprüfung des Einzelfalles 

(gemäß Anlage 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG))
	6.1 Merkmale der Vorhaben sind insbesondere hinsichtlich folgender Punkte zu beurteilen:

	Kriterien
	Vorhaben
	Erheblichkeit

	6.1.1 Größe des Vorhabens (Umfang des Vorhabens)
	
	ja/nein

	6.1.1.1 Zweck des Vorhabens
	
	

	6.1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft
	Wasser: 
Boden: 
Natur und Landschaft: 
	ja/nein

	6.1.3 Abfallerzeugung
	
	ja/nein

	6.1.4 Umweltverschmutzung und Belästigungen
	 
	ja/nein

	6.1.5 Unfallrisiko, insbes. mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien
	
	ja/nein

	6.1.6 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen
	
	

	6.2 Standort des Vorhabens 

	Kriterien
	Vorhaben
	Erheblichkeit

	6.2.1 Bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und fischerei-wirtschaftliche Nutzungen, sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskriterien)
	
	


	6.2.2 Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft des Gebietes (Qualitätskriterien)
	Funktionseignung / Empfindlichkeit gem. 
Planungsgrundlagen der HRO

	Erheblichkeit der Auswirkungen:

Stufe 1: gering
Stufe 2: mittel
Stufe 3: hoch

	hier Bild möglich
	Mensch (Wohnen; Erholen):

	Stufe (kurze Erläuterung)

	hier Bild möglich
	Boden:

	Stufe (kurze Erläuterung)

	hier Bild möglich

	Wasser (Grund- u. Oberflächenwasser):

	Stufe (kurze Erläuterung)

	hier Bild möglich
	Klima/Luft:

	Stufe (kurze Erläuterung)

	hier Bild möglich
	Landschaftsbild:

	Stufe (kurze Erläuterung)

	hier Bild möglich
	Arten- und Lebensräume:


	Stufe (kurze Erläuterung)

	Gesamtbetrachtung
	
	

	6.2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien):

	6.2.3.1 Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder europäische Vogelschutzgebiete (Natura 2000-Gebiete) nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG
	
	

	6.2.3.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des BNatSchG. soweit nicht bereits von der Nr. 6.2.3.1 erfasst
	
	

	6.2.3.3 Nationalparke gemäß § 24 BNatSchG, soweit nicht bereits von der Nr. 6.2.3.1 erfasst
	
	

	6.2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß §§ 25 und 26 BNatSchG
	
	

	6.2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG
	
	

	6.2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG einschließlich Alleen nach § 19 NatSchAG M-V
	
	

	6.2.3.7 einstweilig sichergestellte Naturschutzgebiete nach § 22 Abs. 3 BNatSchG und § 17 NatSchAG M-V, soweit nicht bereits von 6.2.3.1 erfasst
	
	

	6.2.3.8 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG und § 20 NatSchAG M-V und Geotope nach § 20 NatSchAG M-V
	
	

	6.2.3.9 Wasserschutzgebiete nach § 51 WHG, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG, Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG sowie Überschwemmungsgebiete nach § 76 WHG
	
	

	6.2.3.10 nach § 136 Abs. 1 des LWaG fortgeltende Küstenschutzgebiete
	
	

	6.2.3.11 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind
	
	

	6.2.3.12 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere zentrale Orte und Siedlungsschwerpunkte in verdichteten Räumen im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Raumordnungsgesetzes
	
	

	6.2.3.13 In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmale, Denkmalensembles, Bodendenkmale oder Gebiete, die als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind. 
	
	


	6.3 Merkmale der potentiellen Auswirkungen

Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens sind anhand der unter den Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; insbesondere ist Folgendem Rechnung zu tragen.

	6.3.1 dem Ausmaß der Auswirkungen (geographisches Gebiet und betroffene Bevölkerung)
	Fläche in m², ha, km², Radius,
	Auswirkungen ergeben sich v.a. durch:

· 

	6.3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen
	
	

	6.3.3 der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen
	Auswirkungen des Vorhabens:

…
Fazit: 
…

	6.3.4 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen
	

	6.3.5 der Dauer, der Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen
	

	6.4. Übersicht geprüfter Varianten und Alternativen

	Geprüfte anderweitige Lösungsmöglichkeiten
	

	7. Begründung / Ablehnung der UVP-Pflicht aufgrund der Zusammenfassung der Kriterien unter den Nummern 6.1 bis 6.4:

	

	8. Zu beachtende Auflagen / Bedingungen, die für die Entscheidung der Erheblichkeit relevant sind:


	

	Bearbeiter: …








Amt für Umweltschutz (Monat / Jahr)

